
N i e d e r s c h r i f t  

über die 37. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 
am 14.11.2002 im Kleinen Sitzungssaal des Neuen Rathauses 

Unter Vorsitz von Bürgermeister Heinrich Stommel nehmen folgende Stadtverordnete (StV) an der Sitzung 
teil: 

Schmitz, Peter, 1. stellv. Ausschussvorsitzender  
Gunia, Wolfgang, 2. stellv. Ausschussvorsitzender  
Anhalt, Wolfgang, StV  
Birx, Michael, StV  
Bochem, Hans-Peter, StV  
Capellmann, Peter, StV  
Doose, Friederike, StV  abwesend 
Esser-Faber, Margarete, StV  
Frey, Heinz, StV  
Kieven, Hubert, StV  
Köhne, Franz-Josef, StV  
Lambertin, Servatius, StV  
Meyer, Hans, StV  
Müller, Heinz, StV  
Neuenhoff, Claus Hinrich, StV  
Pott, Hildegard, StV  
Riesen, Karl-Heinz, StV  abwesend 
Schumacher, Dr. Helmut, StV  
Kolonko-Hinssen, Eva-Maria, StV mit beratender Stimme  
Fink, Ulrike, Vertreterin für StV Karl-Heinz Riesen, 16:00 - 18:00 Uhr 
Gussen, Erich, Vertreter für StV Karl-Heinz Riesen, 18:20 - 19:25 Uhr 
Marquardt, Martin, Vertreter für StV Friederike Doose 

Von der Verwaltung nehmen an der Sitzung teil: 

Schulz, Martin    Beigeordneter 
Krause, Joachim   Dezernent 
Spelthann, Edmund   Kämmerer 
Haffner, Kerstin   Amtsleiterin Rechtsamt 
Heinen, Helmut   Amtsleiter Hauptamt 
Rutte-Merkel, Frank   Wirtschaftsförderer 
Holz, Karl-Heinz   Amtsleiter Sozialamt 
Spohr, Heribert   Sachbearbeiter Sozialamt 
Kuhn, Günter    Amtsleiter Ordnungsamt 
Sichtig, Rüdiger   Wehrführer der Freiwilligen Feuerwehr Jülich  
Ervens, Heinz-Günter   Stellv. Amtsleiter Bauverwaltungsamt     
Helgers, Robert   Amtsleiter Tiefbauamt, zu TOP 10 (nichtöffentlicher Teil) 
Muckel, Frank    Schriftführer 
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Bürgermeister Stommel eröffnet gegen 16:00 Uhr die Sitzung, begrüßt die Anwesenden und stellt fest, dass 
die Einladung zu dieser Sitzung fristgerecht zugegangen und der Haupt- und Finanz-ausschuss 
beschlussfähig ist. 

Vor dem Eintritt in die Tagesordnung verkündet Bürgermeister Stommel, dass Herr Heinz-Gerwin Esser 
am gestrigen Mittwochabend verstorben ist. Herr Esser war von 1993 bis 1999 Mitglied des Rates der 
Stadt Jülich und hat darüber hinaus als sachkundiger Bürger in verschiedenen Ausschüssen mitgewirkt. Er 
war von 1989 bis 1994 Ortsvorsteher des Stadtteils Güsten. Weiterhin war er seit 1961 Mitglied der 
Feuerwehr Güsten, von 1978 bis 1990 Löschgruppenführer, seit 1986 Löschzugführer des Löschzuges 4 
und seit 1996 stellvertretender Leiter der Feuerwehr Jülich. 

Der Haupt- und Finanzausschuss gedachte des Verstorbenen in einer Schweigeminute. 

Änderungen der Tagesordnung ergeben sich nicht. 

Die Tagesordnung stellt sich wie folgt dar: 

Tagesordnung: 

A. Öffentlicher Teil 

1. Mitteilungen des Bürgermeisters und Bericht über die Durchführung der Beschlüsse 

1.1. Einwohnerstand der Stadt Jülich zum 30.06.2002 

1.2. Mietspiegel 

1.3. Golfplatz am Brückenkopf-Park 

1.4. Aktuelle Finanzsituation 

1.5. Mahnungen aus dem Verfahren K-IRP 

2. Anfragen 

2.1. Anfrage Nr. 11/2002 der SPD-Stadtratsfraktion vom 19.10.2002 
- Anfrage Abwassergebühren - 

3. Teilnahme von Vertretern des Behindertenfachgesprächskreises an Sitzungen des Ausschusses 
für Soziales, Schulen, Kultur und Sport 
hier: Benennung eines/einer stellv. Sachkundigen Einwohners/Einwohnerin 

4. 5. Satzung zur Änderung der Satzung über die Unterhaltung der Übergangsheime der Stadt 
Jülich 

5. Brandschutzbedarfsplan der Stadt  Jülich 

6. Aufhebung der Zweckwidmung des Teilstückes des Wirtschaftsweges in der 
Gemarkung Bourheim Flur 6 Flurstücke 90, 93, 125 und 133 

7. Vermarktung des Bebauungsgebietes „Lindenallee“ 
(Antrag Nr. 32/2002 der SPD-Stadtratsfraktion vom 27.09.2002) 

8. Anregung/Beschwerde Nr. 14/2002 von Renate und Dieter Buhl vom 10.09.2002 betr. 
städtische Kiefer auf dem Nachbargrundstück 

B. Nichtöffentlicher Teil 
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A. Öffentlicher Teil 

1. Mitteilungen des Bürgermeisters und Bericht über die Durchführung der Beschlüsse 

1.1. Einwohnerstand der Stadt Jülich zum 30.06.2002 
(Vorlagen-Nr.: 452/2002) 

Der Einwohnerstand betrug zum 30.09.2002  34.308  Personen. Dies bedeutet gegenüber dem 
Einwohnerstand vom 30.09.2001 von 33.776  Personen einen Zuwachs von 532  Einwohner. 

1.2. Mietspiegel 
(Vorlagen-Nr.: 470/2002) 

Der derzeitige Mietspiegel der Stadt Jülich datiert vom 02.11.2000. 
Es ist vorgesehen, dem neuen überarbeiteten Mietspiegel mit Stand vom 02.11.2002 
zuzustimmen.  

Geringfügige Änderungen ergeben sich wie folgt: 

Gruppe I (Eingangswert bis zu + 0,12 €, Höchstwert bis zu + 0,15 €), 

Gruppe II (Eingangswert bis zu + 0,21 €, Höchstwert bis zu + 0,24 €), 

Gruppe III (Eingangswert bis zu + 0,15 €, Höchstwert bis zu + 0,18 €), 

Gruppe IV (Eingangswert bis zu + 0,03 €, Höchstwert bis zu + 0,06 €); 

Die Baualtersgruppe IV erfasst den Zeitraum von 1999 bis 2001; 

Der Mietspiegel kostet 3,00 €; 

1.3. Golfplatz am Brückenkopf-Park 
(Vorlagen-Nr.: 494/2002) 

In einer Vorlage für die Juni-Sitzung des Planungs- Umwelt- und Bauausschusses hatte die 
Verwaltung über die Empfehlung eines Planungsbüros für Golfplätze berichtet, das der Stadt 
Jülich die Errichtung eines 9-Loch- Kurzplatzes sowie einer Übungsanlage empfiehlt. 

Diese Empfehlung konkretisiert die Verwaltung z.Zt. gemeinsam mit der Brückenkopf-Park 
GmbH im Hinblick auf ein Planungskonzept sowie im Hinblick auf ein tragfähiges 
Betreibermodell. 

Die Konkretisierung des Planungskonzeptes bezieht sich auf eine möglichst enge Verzahnung 
des Golfplatzes mit dem Brückenkopf-Park und eine dementsprechend optimierte Anordnung 
der einzelnen Golfplatzelemente Übungsgelände, Driving-Range, Golfplatz und Clubheim. Das 
Planungskonzept wird z. Zt. durch einen hinzugezogenen Golfplatzarchitekten erarbeitet und soll 
als Grundlage für weitergehende Überlegungen und Verhandlungen mit Investoren, 
Grundstückseigentümern etc. dienen. 

Im Hinblick auf ein tragfähiges Betreibermodell sind Verwaltung und Brückenkopf-Park GmbH 
zunächst weiter um die Akquisition möglicher Investoren bzw. Betreiber bemüht. Engere 
Kontakte bestehen z.Zt. zu drei Unternehmen.  

Parallel dazu prüfen Verwaltung und Brückenkopf-Park GmbH auch die Variante, inwieweit die 
Brückenkopf-Park GmbH oder eine andere städtische GmbH in ein Betreibermodell für den 
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Golfplatz eingebunden werden können. Als Grundlage für weitere Überlegungen und Planungen 
in dieser Richtung aber auch als Grundlage für mögliche Verhandlungen mit privaten Investoren 
bzw. Betreibern beabsichtigt die Brückenkopf-Park GmbH bei einer auf Tourismus- und 
Golfconsulting spezialisierten Wirtschaftberatungsgesellschaft eine Wirtschaftlichkeitsstudie für 
einen Golfplatz am Brückenkopf-Park in Auftrag zu geben, die bis Jahresende erstellt werden 
soll. 

Sobald diese Studie und das angesprochene Planungskonzept vorliegen, werden Brückenkopf-
Park GmbH und Verwaltung entsprechende Vorlagen für die zuständigen Ratsgremien mit 
Beschlussempfehlungen zur weiteren Verfahrensweise erstellen. 

1.4. Aktuelle Finanzsituation 
(Vorlagen-Nr.: 514/2002) 

Im Rahmen des Finanzberichtes in der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 
19.09.2002 wurde -ausgehend von den Einnahmen aus Gewerbesteuer und dem Anteil an der 
Einkommensteuer- ausgeführt, dass im laufenden Haushaltsjahr 2002 ein Fehlbetrag in Höhe 
von rund 2,5 Millionen € droht. 

Nach dem nun seit Ende Oktober die Abrechnungen des dritten Quartals vorliegen, können zu 
verschiedenen Positionen konkretere Angaben gemacht werden: 

Bei der Gewerbesteuer liegen die Einnahmen derzeit bei rund 12,5 Millionen €, damit fehlen zum 
veranschlagten Haushaltsansatz rund 2,8 Millionen €. Wesentliche Veränderungen sind hier bis 
zum Jahresende nicht mehr zu erwarten. Damit ist hier ein Einbruch in Höhe von 20 % 
gegenüber dem Vorjahr 2001 zu verzeichnen! 
Durch die geringeren Einnahmen fallen allerdings auch die Zahlungen für die 
Gewerbesteuerumlage und an den Fond Deutsche Einheit geringer aus. Hier werden insgesamt 
rund 1,1 Millionen € weniger zu zahlen sein als im Haushalt veranschlagt. Dies steht jetzt bereits 
fest, da auf der Grundlage der Abrechnung des dritten Quartals im vierten Quartal Abschläge zu 
zahlen sind. Damit ergibt sich bei der Gewerbesteuer eine Verschlechterung in Höhe von netto 
1,7 Millionen €. 

Da weniger Nachzahlungen für Vorjahre vereinnahmt werden konnten, wird auch der 
Einnahmeansatz für die Gewerbesteuerverzinsung um rund 170.000 € unterschritten werden. 

Beim Anteil an der Einkommensteuer sind Wenigereinnahmen gegenüber dem Ansatz in Höhe 
von 310.000 € zu verzeichnen. Auch dies entspricht dem endgültigen Ergebnis der 
Jahresrechnung 2002, da auch hier die Abrechnung des dritten Quartals Grundlage für einen 
Abschlag im vierten Quartal ist. Gleiches gilt für den Anteil an der Umsatzsteuer, wo der 
Einnahmeansatz 2002 um rund 140.000 € unterschritten werden wird, und für die 
Ausgleichszahlung Familienleistungsausgleich, wo Wenigereinnahmen in Höhe von rund 60.000 
€ gegenüber dem Haushaltsansatz zu verzeichnen sind. 

Auch bei den Grundsteuern werden die im Haushalt veranschlagten Einnahmeansätze nicht 
erreicht werden. Nach dem derzeitigen Stand werden hier die Planansätze um rund 140.000 € 
unterschritten. Wesentliche Verbesserungen sind bis zum Jahresende nicht mehr zu erwarten. 

Bei den großen Einnahme- und Ausgabeblöcken des Einzelplanes 9 „Allgemeine 
Finanzwirtschaft“ wird damit in der Jahresrechnung 2002 voraussichtlich ein Fehlbetrag in Höhe 
von 2,520 Millionen € zu verzeichnen sein.  
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Bei den übrigen Haushaltsstellen der Einzelpläne 0 –8 wird nach wie vor davon ausgegangen, 
dass hier der Haushalt 2002 im wesentlichen wie veranschlagt abgewickelt werden wird. In den 
vergangenen Jahren war es regelmäßig so, dass in diesen Einzelplänen Verschlechterungen 
durch Verbesserungen an anderer Stelle aufgefangen werden konnten. Maßgebend für das 
Ergebnis der Jahresrechnung ist hauptsächlich der Einzelplan 9, wo ja auch rund 60 % der 
Einnahmen des Verwaltungshaushaltes veranschlagt sind. 

Daher ist zu befürchten, dass die Jahresrechnung 2002 im Verwaltungshaushalt mit einem 
Fehlbetrag von rund 2,5 Millionen € abschließen wird.  

1.5. Mahnungen aus dem Verfahren K-IRP 
(Vorlagen-Nr.: 526/2002) 

Bekanntlich konnten bisher reguläre Mahnungen aus dem Kassenverfahren KIRP nicht 
produziert werden. Lediglich im August diesen Jahres wurde eine Zahlungserinnerung versandt, 
die zur Klärung erheblicher Zahlungsströme beigetragen hat. Über die aufgetretenen Probleme 
wurde berichtet. 

In den nächsten Tagen werden von der Stadtkasse alle heute noch ausstehenden Forderungen 
für die Zeit von Dez. 2001 bis 31.07.2002 angemahnt. Hierbei handelt es sich voraussichtlich 
um rd. 1000 Mahnungen. Diese Anzahl erscheint im Rahmen vergangener Jahre zu liegen. Eine 
sorgfältige Prüfung im Vorfeld des Mahnlaufes ergab keine offensichtlichen Fehler. Es kann 
natürlich nicht ausschlossen werden, dass in Einzelfällen noch Klärungsbedarf besteht. Dies war 
auch im alten Verfahren der Fall.  

Im Anschluss daran werden die ausstehenden Forderungen ab 01.08.2002 angemahnt. 

Es wird davon ausgegangen, dass die Stadt dann mit den Mahnungen auf dem Laufenden ist. 

2. Anfragen 

2.1. Anfrage Nr. 11/2002 derSPD-Stadtratsfraktion vom 19.10.2002 
- Anfrage Abwassergebühren - 
(Vorlagen-Nr.: 495/2002) 

Anfrage: 

Die SPD Fraktion im Rat der Stadt Jülich hat am 19.10.2002, hier eingegangen am 
24.10.2002, folgende Anfrage gestellt: 

„ Sehr geehrter Herr Bürgermeister Stommel, 

zum wiederholten Male berichten die Jülicher Zeitungen über Bürger, die gegen den 
Bescheid der Stadt Jülich über die Erhebung der Abwassergebühren Widerspruch 
eingelegt haben. 
Den Berichten zufolge sind die Bürger über das Verhalten der Stadt verärgert, weil Sie auf ihre 
Widersprüche keine Antwort erhalten und der Verdacht nahe liegt, dass die Stadt Jülich das 
Thema aussitzen will. 

Ich bitte in der nächsten Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses am 14.11.2002: 

1. um einen Bericht zu diesen in den Zeitungen beschriebenen Vorgängen. 
      Warum erhielten die Bürger keine Antworten? 

2. um Auskunft 
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Wie viele Widersprüche sind bei der Stadt 2002 eingegangen? 
Wie viele Klagen sind beim Verwaltungsgericht Aachen eingereicht worden? 
Was gedenkt die Verwaltung zu tun um das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger 
zur Gebührensatzung wieder herzustellen?“ 

Die Anfrage wird wie folgt beantwortet: 

Zu 1. 
In den letzten Jahren gab es gesteuerte Widerspruchsaktionen im großen Umfang gegen die 
Steuer- und Gebührenbescheide der Stadt Jülich aus den verschiedensten Gründen. Im Jahre 
2002 kam noch hinzu, dass durch die nachträgliche Erhöhung der Steuersätze rd. 13.000 
Steuerbescheide von den Mitarbeiterinnen des Steueramtes zusätzlich verarbeitet und versandt 
werden mussten. Dadurch kommt es im Steueramt zu personellen Engpässen, da bekanntlich 
eine Personalverstärkung aus finanziellen Erwägungen nicht möglich ist. 
90 % der eingegangen Widersprüche haben nach Ansicht der Verwaltung keine finanziellen 
Auswirkungen für die Bürger, da die gegen die Rechtmäßigkeit der kalkulatorischen Kosten 
gerichteten Widersprüche nach Ermessen der Verwaltung keine Aussicht auf Erfolg haben. Die 
restlichen Widersprüche reklamierten den in der Satzung vorgesehenen verminderten 
Gebührensatz, da nach § 51 a Landeswassergesetz kein Niederschlagswasser in die 
Kanalisation eingeleitet wird. Diesen wurde wegen der finanziellen Bedeutung für die 
Widerspruchsführer Priorität in der Bearbeitung eingeräumt. Bis auf wenige Fälle, die noch der 
Klärung bedürfen, sind diese Fälle entschieden. 
Z.Zt. wird mit Nachdruck daran gearbeitet, alle anderen Widersprüche zu bescheiden. 

Zu 2. 

Im Jahre 2002 gingen rd. 350 Widersprüche ein. Davon bezogen sich rd. 300 auf die 
Veröffentlichung des Bundes der Steuerzahler, der die kalkulatorischen Abschreibungen 
und –Zinsen pauschal monierte. Es ist in Kommentierungen und Rechtsprechung unbestritten, 
dass die Abschreibungen vom Wiederbeschaffungszeitwert und ein kalkulatorischer Zinssatz von 
7 % rechtssicher sind. Im Gegenteil. Die Aufsichtsbehörde hat in der Haushaltsgenehmigung für 
2002 nochmals als Grundlage für Abschreibungen in allen kostenrechenden Einrichtungen die 
Anwendung des Wiederbeschaffungs-zeitwertes gefordert.  

Beim Verwaltungsgericht in Aachen ist noch 1 Klage aus Vorjahren anhängig, die darauf 
gerichtet ist, die sogen. Niederschlagsgebühr, also die versiegelte Fläche, neben dem 
Frischwassermaßstab einzuführen. 
Aus dem Jahre 2002 sind 3 Klagen beim Gericht anhängig, die sich gegen die Höhe der 
Abwassergebühr richten. In einer Klage ist gleichzeitig die Aussetzung der Vollziehung 
nach der Abgabenordnung beantragt, über die das Gericht in Kürze entscheiden muss. Es wird 
in diesem Verfahren kurzfristig zumindest ein rechtlicher Hinweis erwartet, wie das 
Verwaltungsgericht Aachen die Satzung der Stadt Jülich bewertet.  

Zur letzten Frage, was die Verwaltung zu tun bereit ist, um das Vertrauen der Bürgerinnen und 
Bürger zur Gebührensatzung wieder herzustellen wird folgende Bemerkungen gemacht: 

Der Rat hat 1999 entgegen dem Vorschlag der Verwaltung entschieden, eine getrennte 
Niederschlagsgebühr nicht einzuführen. Gegen diese Entscheidung ist bisher nur 1 Klage aus 
ganz Jülich vor dem Verwaltungsgericht anhängig. 
Die Höhe der kalkulatorischen Kosten sind nicht verhandelbar. Das die Kanalbenutzungs- 
gebühr in Jülich bei 5,23 €, und damit weit über Landesdurchschnitt liegt, ist unbestritten. 
Dies hängt aber unmittelbar mit dem Neubau der Kläranlage und dem hohen Wert des 
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Anlagevermögens Abwasser der Stadt Jülich von 103 Mio. € zusammen. Hohe 
Umweltstandards und gesetzliche Vorgaben haben ihren Preis. Nicht zuletzt der Wegfall der 
maßnahmenbezogenen Landesförderung von bis zu 70 % erlaubt keinen Vergleich zu anderen 
Städten, die noch in den Genuss der Landesförderung gekommen sind. 

Das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger der Stadt Jülich in die Abwassersatzung wieder 
herzustellen wird wegen der Höhe der Gebühr schwierig sein. Politische Aktionen oder nach 
Erachten der Verwaltung unsachliche Kampagnen wie die des Bundes der Steuerzahler sind da 
wenig hilfreich. 
Um den berechtigten Beschwerden der Bürger auf schnelle Bearbeitung nachzukommen, 
müsste eine Personalverstärkung stattfinden. Diese Kosten würden aber weiter die Gebühren 
nach oben treiben. Hier gilt es abzuwägen.  

In dem zu 2. genannten Klageverfahren, in dem zugleich Aussetzung der Vollziehung beantragt 
wurde, ist zu dem Aussetzungsverfahren vom Gericht eine Verfügung eingegangen. Mit dieser 
Verfügung wird der Stadt Jülich aufgegeben zu der Frage der Homogenität bzw. Inhomogenität 
der Bebauungsstruktur substantiiert Stellung zu nehmen. Neben dem Anteil der Kosten für 
Regenwasserentsorgung an den Gesamtabwasserkosten ist die Homogenität ein Faktor zur 
Frage der Zulässigkeit des Frischwassermaßstabes bei der Abwassergebühr. 

3. Teilnahme von Vertretern des Behindertenfachgesprächskreises an Sitzungen des Ausschusses 
für Soziales, Schulen, Kultur und Sport 
hier: Benennung eines/einer stellv. Sachkundigen Einwohners/Einwohnerin 
(Vorlagen-Nr.: 421/2002) 

Beschlussentwurf: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 

Herr Dietmar Mauermann, Kopernikusstraße 16, Jülich, wird als sachkundiger Einwohner 
(Vertreter des Behindertenfachgesprächskreises) zum stellvertretenden Mitglied des 
Ausschusses für Soziales, Schulen, Kultur und Sport gewählt. 

4. 5. Satzung zur Änderung der Satzung über die Unterhaltung der Übergangsheime der Stadt 
Jülich 
(Vorlagen-Nr.: 473/2002) 

Beschlussentwurf: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 

Die 5. Satzung zur Änderung der Satzung über die Unterhaltung von Übergangsheimen der 
Stadt Jülich ist wie folgt zu erlassen: 

„Folgt Satzung im Wortlaut gemäß Anlage 1 zu dieser Niederschrift!“ 

5. Brandschutzbedarfsplan der Stadt  Jülich 
(Vorlagen-Nr.: 476/2002) 

Stadtverordneter Köhne bittet um Auskunft, ob es eine Aufstellung über die Altersstruktur in 
der Feuerwehr gebe. 

Ordnungsamtsleiter Kuhn führt hierzu aus, dass diese derzeit erarbeitet und mit der nächsten 
Ergänzung zum Brandschutzbedarfsplan vorgelegt wird. 
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Beschlussentwurf: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 

Der unter Beteiligung der Feuerwehr gemäß § 22 des Gesetzes über den Feuerschutz und die 
Hilfeleistung (FSHG) erstellte Brandschutzbedarfsplan für die Stadt Jülich, Stand 23.10.2002, 
wird zustimmend zur Kenntnis genommen und wie folgt beschlossen: 

„Folgt Brandschutzbedarfsplan gemäß Anlage 2 zu dieser Niederschrift!“ 

6. Aufhebung der Zweckwidmung des Teilstückes des Wirtschaftsweges in der 
Gemarkung Bourheim Flur 6 Flurstücke 90, 93, 125 und 133 
(Vorlagen-Nr.: 464/2002) 

Beschlussentwurf: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 

Die Aufhebung der Zweckwidmung des Teilstückes des Wirtschaftsweges Kastanienbusch 
Gemarkung Bourheim Flur 6 Flurstücke 90, 93, 125 und 133 groß insgesamt 1.057 qm ist 
einzuleiten. 

7. Vermarktung des Bebauungsgebietes „Lindenallee“ 
(Antrag Nr. 32/2002 der SPD-Stadtratsfraktion vom 27.09.2002) 
(Vorlagen-Nr.: 493/2002) 

Seitens der SPD-Stadtratsfraktion wurde mit Schreiben vom 27.09.2002 folgender Antrag 
gestellt: 

„Die SPD-Stadtratsfraktion beantragt 

- neue, werbewirksame Wege zu gehen und alle sich bietenden Möglichkeiten der 
Eigenvermarktung zu prüfen und auszuschöpfen, damit die gesamten Baugrundstücke des 
Bebauungsplanes Nr. 55 „Lindenallee“ möglichst kurzfristig veräußert werden können. 

- Verhandlungen z.B. mit Bauträgergesellschaften, Genossenschaften oder Investoren 
aufzunehmen mit dem Ziel, sinnvolle Teilbereiche des Bebauungsplanes (z.B. ein oder zwei 
Erschließungskarrees) zur eigenen Entwicklung und Vermarktung zu erwerben. Dabei 
sollten die Möglichkeiten zu Schaffung einer Solarsiedlung  und in Verbindung damit oder 
auch separat, einer hochwertigen Wohnanlage (Beispiel Beethovenpark in Köln) große 
Priorität eingeräumt werden. Insoweit ist es wichtig, dass parallel zu weiteren 
Planungsschritten offensive Vermarktungsstrategien auch außerhalb Jülichs und der 
benachbarten Region zur Anwendung kommen um Bauträger oder Investoren für das 
Baugebiet zu gewinnen und um ggf. auf Wünsche rechtzeitig eingehen zu können bzw. in die 
Planung einfließen zu lassen, damit es nicht zu unnötigen Verzögerungen kommt.  
Wir erwarten einen ersten Bericht mit entsprechenden Vorstellungen und 
Vermarktungsstrategien in der November-Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses.“ 

Bürgermeister Stommel fasst nach eingehender Diskussion zusammen, dass Einvernehmen 
darüber besteht, dass eine adäquate und schnelle Vermarktung des Baugebietes „Lindenallee“ 
erfolgen soll. Mehrheitlich wird es jedoch nicht für nötig erachtet, den Antrag in der 
vorgenannten Form zu beschließen. Auch Bürgermeister Stommel bemerkt, dass er nicht für 
den Antrag stimmen werde, da die Verwaltung die im Antrag formulierten Aspekte 
berücksichtigt. 
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Beschluss: 
Abstimmungsergebnis: 7 Ja-Stimmen, 12 Nein-Stimmen 

Der Antrag der SPD-Stadtratsfraktion ist somit nicht beschlossen. 

8. Anregung/Beschwerde Nr. 14/2002 von Renate und Dieter Buhl vom 10.09.2002 betr. 
städtische Kiefer auf dem Nachbargrundstück 
(Vorlagen-Nr.: 458/2002) 

Stadtverordneter Gunia bemerkt, dass er sich die Kiefer angesehen habe und sie nach seiner 
Meinung nicht schützenswert ist. Er beantragt, den Beschlussvorschlag dahingehend 
abzuändern, dass die Kiefer gefällt wird und eventuell eine Ersatzbepflanzung vorgenommen 
wird. 

Beigeordneter Schulz erläutert, dass eine Ausnahme von der Baumschutzsatzung nicht vorliegt 
und dass lediglich eine Befreiung in Frage kommt. Hierzu müsse die Erhaltung des Baumes zu 
einer nicht zumutbaren Härte führen. 

Bürgermeister Stommel stellt den Beschlussvorschlag  

„Der Beschwerde wird nicht stattgegeben; die Kiefer ist zu erhalten.“ 

zur Abstimmung. 

Beschluss: 
Abstimmungsergebnis: 2 Ja-Stimmen, 15 Nein-Stimmen, bei 2 Stimmenthaltungen 

Bürgermeister Stommel stellt klar, dass mit der Ablehnung des Beschlussvorschlages der 
Verwaltung die Kiefer nicht erhalten werden muss und gefällt werden kann. 

B. Nichtöffentlicher Teil 

 

Der Niederschrift sind als Anlagen beigefügt: 

1. 5. Satzung zur Änderung der Satzung über die Unterhaltung der Übergangsheime der Stadt Jülich 
(TOP 4) 

2. Brandschutzbedarfsplan der Stadt Jülich (TOP 5) 










































































































































